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Verordnungsänderungen zur Abschaffung der Fahrradvignette 
 
Stellungnahme des AGVS, Autogewerbeverband der Schweiz 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Vielen Dank für die Einladung und Gelegenheit, in obiger Sache Stellung nehmen zu kön-
nen. Der AGVS, Autogewerbeverband der Schweiz, vertritt seit 1927 die Interessen von rund 
4’000 Garagebetrieben in der Schweiz und dem Fürstentum Liechtenstein. 
 
Der AGVS ist nicht einverstanden mit der vorgeschlagenen Abschaffung der Fahrradvignet-
te. Insbesondere fordern wir, dass die Leichtmotorfahrräder (so genannte E-Bikes), die über 
eine mit Motorfahrrädern (so genannte Mofas) vergleichbare Motorleistung verfügen, aus 
Gründen der Verkehrssicherheit diesen Mofas gleichgestellt werden. Andernfalls sind auch 
die Motorfahrräder im Sinne der Gleichbehandlung von der obligatorischen Haftpflichtversi-
cherung auszunehmen sowie den für E-Bikes geltenden Zulassungsbedingungen anzupas-
sen. 
 
Das heutige System der mit der obligatorischen Velovignette verbundenen Haftpflichtversi-
cherung hat sich bewährt, weshalb auch in Zukunft daran festzuhalten ist. Die durch die Be-
schaffung der Vignette bestehende minimale Hürde hilft unter Anderem, betriebsuntaugliche 
Fahrräder vom Strassenverkehr fernzuhalten und leistet damit zumindest einen kleinen Bei-
trag zur Verkehrssicherheit. Der AGVS würde es im Gegenteil begrüssen, wenn das System 
der Fahrradvignette in Richtung verursachergerechte Finanzierung der von Fahrrädern be-
nutzten Infrastruktur ausgebaut würde. 
 
Wir danken Ihnen im Voraus für die Berücksichtigung unseres Votums. Bezüglich grundsätz-
licher Bemerkungen sowie Fragenkatalog verweisen wir auf die Stellungnahme von „stras-
seschweiz“, der wir uns vorbehaltlos anschliessen. Für Fragen stehen wir gerne zur Verfü-
gung. 
 
Freundliche Grüsse 
AGVS, Autogewerbeverband der Schweiz 
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